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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 

Economiesuisse begrüsst, dass mit der geplanten Änderung des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) das Unternehmertum in der 

Landwirtschaft gestärkt werden soll. Es ist sinnvoll, dass die Rahmenbedingungen für eine gute Zusammenarbeit zwischen den Betrieben und für wirtschaft-

liche Betriebsstrukturen verbessert werden. Einige Aspekte der geplanten Änderung laufen dieser Zielsetzung aber zuwider, weil sie zusätzliche Vorschriften 

beinhalten, welche die vertragliche Gestaltung und damit die unternehmerische Freiheit der Landwirte einschränken. Economiesuisse ist der Meinung, dass 

auf solche zusätzlichen Vorschriften verzichtet werden soll, damit die Änderung des BGBB der Zielsetzung einer Stärkung des Unternehmertums auch tat-

sächlich gerecht wird. 

 

Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Stärkung der Selbstbewirt-

schaftenden gegenüber ande-

ren Kapitalgebern 

Artikel 4 Absatz 2 

Artikel 9 Absatz 3 

Artikel 61 Absatz 1 

Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe h 

Die genannten Bestimmungen sollen dahingehen ange-

passt werden, dass: 

1. die Selbstbewirtschaftenden mindestens zwei 

Drittel der Stimmanteile und die absolute Mehr-

heit der Kapitalanteile auf sich vereinigen. 

2. auch juristische Personen Minderheitsbeteiligun-

gen halten dürfen. 

3. keine Bewilligungspflicht für den Erwerb von Min-

derheitsbeteiligungen besteht. 

Die Stellung der Selbstbewirtschaftenden gegenüber ande-

ren Kapitalgebern ist ausreichend geschützt, wenn diese alle 

Beschlüsse, darunter auch wichtige Beschlüsse gemäss OR 

Artikel 704, treffen können. Dies ist sichergestellt, wenn die 

Selbstbewirtschaftenden mindestens zwei Drittel der Stimm-

anteile und die absolute Mehrheit der Kapitalanteile auf sich 

vereinen. Eine restriktivere Vorgabe (drei Viertel der Stimm- 

und Kapitalanteile) ist nicht nötig. 

Das Ziel dieser Bestimmungen ist es, dass die Selbstbewirt-

schaftenden eigenständig unternehmerische Entscheidun-

gen treffen können. Dies ist mit der oben erwähnten Bedin-

gung gewährleistet. Weitere Vorschriften wie die Beschrän-

kung von Minderheitsanteilen auf natürliche Personen sowie 

eine Bewilligungspflicht für den Erwerb von Minderheitsantei-

len braucht es nicht. 

Vorverkaufsrecht der Ehegat-

ten 

Artikel 42 Absatz 1 Ziffer 1bis 

Artikel 49 Absatz 1 Ziffer 2 

Die genannten Bestimmungen könnten gestrichen wer-

den. 

Es ist zwar nachvollziehbar, dass im Hinblick auf die Gleich-

behandlung der Geschlechter nicht mehr gerechtfertigt wer-

den kann, dass für Ehegatten kein Vorkaufsrecht besteht, 

während ein solches z.B. für Nachkommen im BGBB gesetz-

lich verankert ist. Sollten die Bestimmungen beibehalten 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

werden, ist eine solche Ergänzung sinnvoll. 

Es stellt sich hier grundsätzlich die Frage, ob es nötig ist, 

das Vorkaufsrecht im BGBB gesetzlich zu regeln. Ein Land-

wirtschaftliches Gewerbe oder Grundstück ist als Unterneh-

men zu verstehen. In anderen Branchen ist es normal, dass 

Belange im Zusammenhang mit dem Unternehmen durch 

die verantwortliche(n) Person(en) vertraglich geregelt wer-

den. Auch ein allfälliges Vorkaufsrecht sollte per Vertrag ge-

regelt werden (gemäss OR Artikel 216). 

Im Sinne des Unternehmertums, das mit der Änderung des 

BGBB gestärkt werden soll, könnte somit auf eine gesetzli-

che Regelung im BGBB verzichtet werden. Wer das Unter-

nehmertum stärken will, muss den Landwirtinnen und Land-

wirten mehr Spielraum gewähren. Gleichzeitig kann den 

Landwirten zugetraut werden, dass sie diese unternehmeri-

sche Freiheit nutzen und Belange rund um das Unterneh-

men vertraglich regeln. 

Erwerbs von landwirtschaftli-

chen Grundstücken auch bei 

grösseren landwirtschaftli-

chen Gewerben zulassen 

Kommentierung zu Artikel 9 Ab-

satz 1 

Economiesuisse teilt die Einschätzung, dass aufgrund der 

tiefen Fallzahl keine allgemein gültige Gesetzesnorm fest-

gelegt werden soll. 

Artikel 9 Absatz 1 kann durch eine Kommentierung er-

gänzt werden, um den kantonalen Vollzugsbehörden 

mehr Rechtssicherheit zu geben. Dabei ist bei der Kom-

mentierung allerdings auf zwei Punkte zu achten: 

1. Der Erwerb von landwirtschaftlichen Grundstü-

cken durch grössere landwirtschaftliche Gewerbe 

muss weiterhin möglich sein. 

2. Den kantonalen Vollzugsbehörden soll weiterhin 

genügend Flexibilität in der Einzelfallbeurteilung 

Im erläuternden Bericht zur Eröffnung des Vernehmlas-

sungsverfahren wird in diesem Zusammenhang auf den 

Strukturwandel und die veränderte Form der Arbeitsorgani-

sation hingewiesen (S. 18). Eine Kommentierung von Artikel 

9 Absatz 1 darf diese Entwicklungen keinesfalls behindern. 

Es wäre gerade mit Blick auf die geringe Fallzahl auch mög-

lich, auf eine Kommentierung zu verzichten. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

eingeräumt werden, damit sie den lokalen Gege-

benheiten Rechnung tragen können. 

Baurecht für Pächterinnen 

und Pächter auf gepachteten 

Grundstücken ermöglichen 

Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe f 

 Economiesuisse begrüsst diese Anpassung, weil sie den un-

ternehmerischen Handlungsspielraum erweitert. 

Ermöglichung der Realteilung 

grosser Gewerbe 

Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe j 

 Economiesuisse begrüsst diese Anpassung grundsätzlich, 

weil sie den unternehmerischen Handlungsspielraum erwei-

tert. Bei der Beurteilung einer möglichen Realteilung sollte 

aber beachtet werden, dass diese nicht dazu führt, dass die 

aufgeteilten landwirtschaftlichen Gewerbe mehr Versor-

gungssicherheitsbeiträge erhalten als vor der Realteilung. 

Dies, weil die Versorgungssicherheitsbeiträge pro Hektar bei 

grösseren Betrieben tiefer ausfallen. Realteilungen zwecks 

Optimierung von Direktzahlungen sollen verhindert werden. 


